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 B U L L E T I N    IV/2006 
Editorial 
 

Die Studie des Schweizerischen Bundesamtes 
für Raumentwicklung zeigt – erstmals in der 
Schweiz – auf, was die UECC schon seit langem 
immer wieder betont, und was auch in anderen 
europäischen Ländern gilt. Der Nutzen des 
Landverkehrs auf Schiene und Strassen über-
steigt dessen Kosten und führt zu einem positi-
ven Wertschöpfungseffekt. Diese gesamtheitli-
che Betrachtung hebt sich in positiver Weise 
von unzähligen anderen, einseitigen Gutachten 
ab, welche sich in erster Linie darauf konzen-
trierten, wie schlecht der eine oder andere Ver-
kehrsträger in der Kosten-Nutzen-Rechnung 
abschneidet, wenn man nur genügend indirekte 
Kostenbestandteile sucht und dem Verkehr an-
lastet! Es ist sehr zu hoffen, dass diese Erkennt-
nisse in der verkehrspolitischen Diskussion auf 
europäischer Ebene Eingang finden. 
 

Am Ende dieses für die europäische Wirtschaft 
sehr erfolgreichen Jahres ist es mir ein Be-
dürfnis, allen zu danken, welche mit ihrem 
Engagement dazu beigetragen haben, dass 
die UECC ihre Lobbytätigkeit zur Verbesserung 
der Qualität der europäischen Verkehrsinfra-
struktur hat ausüben und ausdehnen können.  
 
Ich wünsche Ihnen allen ein erfolgreiches 
neues Jahr mit vielen weiteren kleineren und 
grösseren Fortschritten in allen Bereichen der 
europäischen Verkehrspolitik.  
 

Dr. Rainer Füeg 
Generalsekretär 
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Reaktionen auf Resolutionen der UECC 
 
Das deutsche Verkehrsministerium hat sich 
für die Stellungnahme zur „Lieferketten-
Sicherheit“ bedankt und mitgeteilt, dass 
der Diskussionsprozess in Deutschland 
noch nicht abgeschlossen ist. Die Möglich-
keit einer vollständigen Zurückweisung des 
Vorhabens durch den Rat wurde aber da-
bei in Aussicht gestellt. 

Auf Anfrage der UECC hat die niederländi-
sche Verkehrsministerin Karla Peijs mitge-
teilt, dass Massnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrsanbindung des Hafens von 
Ijmuiden geplant sind. In einem aktuellen 
Papier zur Verkehrspolitik („Mobility Policy 
Document“) wird unter anderem der Aus-
bau der Autobahnstrecken A9, A5 und A10 
und des Nordseekanals vorgeschlagen.  

 
US-Firma veröffentlicht  sensible Daten aus Seefrachtverträgen 
 
Die so genannte 24-Stunden-Manifest-
regelung verpflichtet Reedereien aus Si-
cherheitsgründen, Schifffrachtpapiere 24 
Stunden vor dem Beladen des Schiffs mit 
für die USA bestimmten Seecontainern 
elektronisch an das AMS-System (Automa-
ted Manifest System) des US-Zolls zu ü-
bermitteln. Mit Hilfe ihres automatisierten 
Zielkontrollsystems kann die US-
Zollverwaltung Warensendungen mit ho-
hem Risiko herausfiltern. Betroffen sind 
nicht nur Sendungen, die für die USA be-
stimmt sind, sondern auch Transitsendun-
gen, die sich an Bord eines Schiffes befin-
den, das die USA später anläuft. Sendun-
gen, die nicht den Vorschriften entspre-
chen, erhalten vom US-Zoll keine Verlade-
freigabe.  
Das US-amerikanische Marktforschungsun-
ternehmen PIERS (Port Import and Export 
Reporting Service, www.piers.com) publi-
ziert die Daten. So erhalten Wettbewerber 
Einblick in vertrauliche Informationen, wie 

zum Beispiel Absender, Empfänger und 
sämtliche Verschiffungsdetails. Die Daten 
von europäischen Unternehmen erhält 
PIERS über das US-amerikanische Infor-
mationsfreiheitsgesetz (Freedom of Infor-
mation Act, FOIA). 
Obwohl der Vorgang in den USA legal zu 
sein scheint, verstösst er klar gegen ein 
Abkommen zwischen der EU und den Ver-
einigten Staaten zur Ausweitung der Zu-
sammenarbeit auf den Bereich der Han-
delssicherheit (April 2004). Denn die zwi-
schen den Vertragsstaaten übermittelten 
Daten dürfen nur für rechtlich definierte 
Zwecke verwendet werden. Die US-
Zollbehörde darf demzufolge „Namen des 
Käufers, Absenders und Endempfängers 
oder andere Daten, die die Wirtschaftsin-
teressen verletzen könnten“ nicht veröf-
fentlichen – ausgenommen sind nur In-
formationen über Ursprungsland, Waren-
beschreibung und Gewicht.  
  

 
Neue Studie zum europäischen Schienengüterverkehr 
 
Die grossen staatlichen Güterbahnen gera-
ten unter zunehmenden Wettbewerbs-
druck: Einerseits durch die Überlegenheit 
des LKW-Transports auf kurzen Strecken, 
andererseits durch das Entstehen kleiner 
und flexibler Güterbahnunternehmen. Die 
aktuelle Studie „Europäische Gütereisen-
bahnen 2015“ von Mercer Management 
Consulting, einer internationalen Unter-
nehmensberatung, zeigt, dass die grossen 
Staatsbahnen ihr Kerngeschäft neu struk-

turieren und ihre Internationalisierung vo-
rantreiben müssen, wenn sie sich auf dem 
Markt behaupten wollen. Netze müssen 
fokussiert und die Organisationen wettbe-
werbsfähiger werden. Leistungen, die nicht 
zu den Kernkompetenzen zählen, sollten 
konsequent ausgelagert werden. Ausser-
dem müssen die Staatsbahnen ihr Aus-
landsgeschäft ausbauen, denn die weitaus 
grössten Wachstumschancen haben sie im 
grenzüberschreitenden Langstreckenver-
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kehr über 500 Km. Der Schienengüterver-
kehr sollte seinen jetzigen Marktanteil von 
ca. 15 % auch in Zukunft halten und ab 
2010 sogar vergrössern können, falls die 
Liberalisierung und Internationalisierung 

des Bahnmarktes weiter vorangetrieben 
werden.  
Weitere Details zur Studie auf der Website 
www.mercermc.ch.  

 
Kosten und Nutzen des Landverkehrs  
 
In einer neuen Analyse des Bundesamts 
für Statistik (BfS) und des Bundesamts für 
Raumentwicklung (ARE) in der Schweiz 
wurden die Kosten der verschiedenen Ver-
kehrsträger erstmals nach einer einheitli-
chen Methodik erfasst und ausgewertet.  
Der Verkehr erwirtschaftet jährlich eine 
Wertschöpfung von rund 52 Mrd CHF 
(12 % des BIP) und schafft Arbeitsplätze 
für 263'000 Personen oder 7,8 % aller Be-
schäftigten in der Schweiz, wobei der An-
teil des Strassenverkehrs rund achtmal 
höher ist als derjenige des Schwerver-
kehrs. Die Verkehrsinfrastruktur und deren 
Nutzung leisten insgesamt einen wichtigen 
Beitrag zum Wirtschaftswachstum. Für die 
Schweiz wird der Wachstumsbeitrag des 
Strassen- und Schienenverkehrs auf rund 
2,6 Mrd. CHF pro Jahr geschätzt. Das 
heisst, ohne Verkehrsinfrastrukturen wäre 
das Wirtschaftswachstum um diese Grö-
ssenordnung tiefer.  
Zusätzlich zur Wertschöpfung entstehen 
auf der Individualebene weitere Nutzenef-
fekte wie z.B. Zeitgewinne. Der Gesamt-
nutzen ist grösser als die Gesamtkosten 
des Verkehrs. Die Überschüsse liegen bei 
3-8 Mrd. CHF. Dies überrascht nicht, eine 
marktwirtschaftlich orientierte Gesellschaft 

unternimmt in der Regel nur Handlungen, 
die zu mehr Nutzen als Kosten führen.  
Im Stichjahr 2003 betrugen die Gesamtko-
sten für die Strasse rund 65 Mrd CHF und 
für die Schiene rund 10 Mrd CHF. Einge-
rechnet sind die Kosten für die Verkehrs-
mittel, die Infrastruktur, die Unfall- und 
Sicherheitskosten sowie die Umweltkosten. 
Die Schiene hat grössere Infrastrukturko-
sten (42 %) und relativ tiefe Umwelt- und 
Unfallkosten (5 %). Die Infrastrukturen 
werden von der öffentlichen Hand weitge-
hend mit zweckgebundenen Erträgen (Mi-
neralölsteuer, Autobahnvignette, Motor-
fahrzeugsteuern) und Steuergeldern be-
zahlt.  
Die Strasse erreicht einen Kostendek-
kungsgrad von über 90 %, die Schiene 
ebenfalls, wenn man die Abgeltungen für 
gemeinwirtschaftliche Leistungen als Er-
träge anrechnet. Nicht gedeckt sind Um-
welt- und Unfallkosten (Strasse: ca. 5-6 
Mrd CHF, Schiene: ca. 400 Mio. CHF pro 
Jahr). Diese externen Kosten belasten die 
öffentliche Hand und Dritte. Seit der Erhö-
hung der LSVA im Jahre 2005 deckt der 
Schwerverkehr seine Kosten praktisch voll-
ständig.  
Weitere Informationen auf den Websites 
www.bfs.admin.ch und www.are.admin.ch. 

 
Kostenexplosion bei der NEAT 
 
Die Kosten für den Gotthard-Ast der Neu-
en Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT) 
sind explosionsartig gestiegen. Statt der 

veranschlagten 8,5 Mrd EUR ist jetzt von 
13,9 bis 15,1 Mrd EUR die Rede.  

 
Trassenpreise in den Niederlanden: schrittweise Erhöhung? 
 
Die Trassenpreise im niederländischen Ei-
senbahnnetz steigen nächstes Jahr mögli-
cherweise weniger stark als angekündigt. 
In einem Schreiben geht Verkehrsministe-

rin Karla Peijs jetzt von einer „schrittwei-
sen“ Erhöhung aus. Die Gespräche zwi-
schen dem staatlichen Netzbetreiber Pro-
Rail und den verschiedenen Bahn-



 Bulletin UECC Dezember 2006 

4 

Operateuren dauern noch an. Frau Peijs 
hat den Verhandlungspartnern eine Frist 

bis Dezember 2006 gesetzt.  
 

 
EU-Fördermittel für den Verkehr 
 
Die Europäische Kommission hat die na-
tionalen Förderprogramme für den Kombi-
nierten Verkehr in der Slowakei, für inter-
modale Ladeeinheiten im Schienenverkehr 
in Grossbritannien und für die Binnen-

schifffahrt in Belgien genehmigt. Grund-
sätzlich können alle Verkehrsunternehmen 
im Rahmen dieser Programme Fördermittel 
beantragen.  

 
Donau-Ausbau: noch keine Entscheidung in Sicht 
 
Der Ausbau der Strecke zwischen Strau-
bing und Vilshofen bleibt umstritten. Trotz 
drängender Appelle der Binnenschifffahrt 
und der UECC hat die deutsche Bundesre-
gierung immer noch keine Entscheidung 
bezüglich der Ausbauvariante getroffen. 
Verkehrsminister Wolfgang Tiefensee sag-

te auf dem Internationalen Binnenschiff-
fahrtstag in Würzburg Anfang Oktober, 
dass die Frage so zügig wie möglich disku-
tiert werde, um eine gute, akzeptable Lö-
sung zu finden. Allerdings müssten noch 
Gutachten geprüft und im Bundestag de-
battiert werden. 

 
Änderung der Bauzonenpläne in deutschen Binnenhäfen 
 
In den deutschen Binnenhäfen werden 
vermehrt brachliegende Hafenflächen für 
den Bau von Wohnungs- und Freizeitanla-
gen genutzt. Der Bundesverband Öffentli-

cher Binnenhäfen gibt zu Bedenken, dass 
dadurch die Funktion der Binnenhäfen als 
stadtnahe Logistikzentren langfristig ge-
fährdet sein könnte.  

 
Einheitliches Akkreditierungsverfahren für Zollagenten  
 
Der europäische Speditionsverband Clecat 
hat ein EU-weit einheitliches Akkreditie-
rungsverfahren für Zollagenten gefordert. 
EU-Zollkommissar Laszlo Kovacs warnt 

jedoch davor, dass ein Fortbestehen von 
Berufsbeschränkungen für Zollagenten die 
europäische Wettbewerbsfähigkeit schwä-
chen könnte.  

 
Terminkalender 2007 

Vorstand: 
16. Februar 2007: Salzburg (A) 
22. Juni 2007: Arnhem (NL) 
27./28. September 2007: Frankfurt (D) 
 
Generalversammlung: 
27./28. September 2007 Frankfurt (D) 
 
Arbeitsgruppe "Allgemeine Verkehrsangelegenheiten" 
15./16. Januar 2007 Basel (CH) 
 
Arbeitsgruppe "Wasserstrassen" 
15./16. Januar 2007 Basel (CH) 


